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Abkiirzungsverzeichnis

BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BAFU Bundesamt fur Umwelt

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

EU Européische Union

BV Bundesverfassung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

SBV Schweizerischer Bauernverband

EAWAG Eidgendssische Anstalt fur Wasserversorgung, Abwasserreinigung und
Gewaésserschutz

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de I'environnement

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

UE Union européenne

Cst Constitution fédérale

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

USP Union Suisse des Paysans

EAWAG Institut fédéral pour I'aménagement, I'épuration et la protection des

eaux
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Naturschutz

Im Zusammenhang mit der Pflege und Erhaltung von Moorlandschaften und den daraus
resultierenden Ertragsausféllen fur die Landwirtschaft zeigte eine Studie des BUWAL
und des Bauernverbands auf der Basis von 1991 jahrliche Kosten zwischen CHF 27 und
29 Mio. auf. Im Rahmen der laufenden Revision des NHG soll eine gesetzliche Basis fiir
die Entschadigung der Landwirtschaft in der Hohe von 90% der Ausfalle vorgesehen
werden. '

Im September préasentierte das BAFU den Vernehmlassungsbericht zur Strategie
Biodiversitat Schweiz. Die zehn in der Strategie definierten Ziele werden insgesamt von
der grossen Mehrheit der 147 Stellungnehmenden positiv beurteilt. Von den grossen
Parteien unterstitzen SP und CVP das Vorhaben. Sowohl Grine wie auch FDP
kritisierten die mangelhafte Konkretisierung der Zielvorgaben, stimmten dem Anliegen
einer Biodiversitatsstrategie jedoch grundsatzlich zu. Letzteres im Gegensatz zur SVP,
welche die Strategie als Ausgangspunkt fur weiterreichende Regulierungen und
finanzielle Folgekosten interpretierte. Die Uberwiegende Mehrheit der Kantone
ausserte ihre grundséatzliche Unterstutzung zur Strategie, oftmals jedoch mit dem
Vorbehalt, dass sich deren Umsetzung auf bereits bestehende Rechtsgrundlagen
stitzen und die Kantone bei der Erarbeitung der Aktionsplane starker einbezogen
werden mussen. Das Ziel der Schaffung einer 6kologischen Infrastruktur und eines
entsprechenden Sachplans fuhrte unter den Vernehmlassungsteilnehmern zu den
grossten Diskussionen. Obwohl die Erstellung eines Sachplans grundsatzlich begrusst
wurde, liess die vage Zielformulierung noch viele Fragen offen. Insbesondere
Bauernverbande und Waldwirtschaftler dusserten Bedenken, dass neue Schutzgebiete
auf Kosten bestehender Landwirtschafts- und Waldflachen geschaffen werden kénnten.
Im April wurde die Strategie zu Erhalt und Forderung der Biodiversitat vom Bundesrat
verabschiedet. ?

Gewasserschutz

Im Berichtsjahr publizierte das UVEK die Anhdrungsergebnisse zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative der UREK-SR zu Schutz und Nutzung der Gewasser, welche
auch einer Anpassung der Gewasserschutzverordnung bedurfte. Notwendig geworden
sind die Anpassungen aufgrund der Annahme des indirekten Gegenvorschlages zur -
daraufhin bedingt zurlckgezogenen - Volksinitiative ,Lebendiges Wasser™. Die
Anpassung betrifft in erster Linie die Renaturierung der Gewéasser, Massnahmen im
Bereich Schwall und Sunk, Geschiebehaushalt sowie die Finanzierung. Die
Umweltorganisationen sowie die Hélfte der Kantone bewerteten den Entwurf positiv.
Uber 70 der 173 eingegangenen Stellungnahmen ausserten sich jedoch auch negativ zum
Entwurf und 34 Vernehmlassungsteilnehmer lehnten ihn sogar vollstandig ab. Zu
Letzteren gehdrten neben sechs Kantonen auch der Bauernverband und die SVP.
Bedenken a&usserten des Weiteren Vertreter der Elektrizitatswirtschaft und die
Kraftwerke. Umstritten war insbesondere die Festlegung der Breite des
Gewasserraumes. Wahrend Umwelt- und Fischereiverbénde eine weitere Ausdehnung
des Gewasserraumes forderten, erachtete die Mehrheit der restlichen
Vernehmlassungsteilnehmer den in der Anhoérung prasentierten Wortlaut als zu
weitgehend. Daruber hinaus wurde stark kritisiert, dass die Regelungen den Kantonen
zu wenig Spielraum gewédhren wirden. Der Bundesrat hielt jedoch daran fest, den
Gewasserraum genau zu definieren, wie dies auch die Kernforderung der
zuruckgezogenen Initiative vorsah. Damit werden ca. 4000 km Ufer von Fliessgewassern
revitalisiert. Daruber hinaus sei der Gewéasserraum bei Gewassern mit mehr als 15 m
Breite fur die Gewahrleistung der natlrlichen Funktionen und flUr den
Hochwasserschutz zu reservieren. Der Bundesrat zeigte sich jedoch auch zu
Kompromissen bereit. Nach diesen darf der Gewaéasserraum in urbanen Zentren in
gewissen Fallen vermindert werden und auf die Festlegung eines Grenzwertes flr den
Wasserstand bei Wasserkraftanlagen wird verzichtet. Der Bundesrat bleibt dabei, dass
die Landwirte den Gewasserraum in landlichen Gebieten nur extensiv nutzen durfen.
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MARLENE GERBER

Fur diese Einschrankung werden die Landwirte jedoch entschadigt und zwar mit
Aufstockung des Landwirtschaftsbudgets um CHF 20 Mio. pro Jahr. Die Verordnung trat
in dieser Form am 1. Juni 2011 in Kraft. Die Kantone sind angehalten, innerhalb von vier
Jahren die Grundlagen zur Planung der Revitalisierung und der Massnahmen zur
Sanierung der Wasserkraftwerke zu schaffen. *

Beunruhigende Resultate forderte eine im Marz 2014 verdffentlichte und vom BAFU in
Auftrag gegebene Studie der Eidgendssischen Anstalt fiur Wasserversorgung,
Abwasserreinigung und Gewasserschutz (Eawag) zu Tage: Die Untersuchung von finf
mittelgrossen Fliessgewassern (Salmsacher Aach (TG), Furtbach (ZH), Surb (AG), Limpach
(SO) und Mentue (VD)) ergab eine erhebliche Belastung der Mittellandfliisse durch
Pestizide, wobei ein Grossteil dieser Belastung durch in der Landwirtschaft eingesetzte
Pflanzenschutzmittel verursacht wurde. Von den 104 nachgewiesenen Substanzen
Uberschritten insgesamt 31 die in der Gewéasserschutzverordnung (GSchV) festgelegten
Grenzwerte. Auch wenn die festgestellten Konzentrationen fur den Menschen
ungefahrlich seien, konnten Auswirkungen auf in den Gewassern heimische Organismen
nicht ausgeschlossen werden, so die Eawag. Diese Befunde nahm Pro Natura sogleich
zum Anlass, um der Forderung nach einer raschen Ausscheidung der Gewéasserraume,
wie dies die Gewasserschutzverordnung vorsieht, Nachdruck zu verleihen. Neben Pro
Natura meldete sich auch der Fischereiverband mit der Forderung nach strikteren
Massnahmen zum Schutz vor schadlichen Pestiziden zu Wort. Uberrascht zeigte sich
Markus Ritter, der Prasident des Bauernverbandes. Man sei davon ausgegangen, dass
bestehende rechtliche Bestimmungen ausreichen wirden und man sei auf die
Einhaltung der Vorschriften bedacht, wirde der Angelegenheit jedoch in Zukunft
verstarkte Aufmerksamkeit widmen. Mit einer Interpellation verlangte Nationalrat
Jacques Bourgeois (fdp, FR) in der Folge vom Bundesrat weitere Informationen zu
Generalisierbarkeit und Interpretation der Studienergebnisse. Ersteres bestatigte der
Bundesrat und hielt in diesem Zusammenhang fest, dass in kleineren Gewassern bislang
gar hohere Konzentrationswerte gefunden worden waren. Er gab allerdings auch
bekannt, dass gemass den Umweltqualitaétsnormen der EU lediglich 19 und nicht - wie
gemass GSchV - 31 Pestizide den Grenzwert Uberschreiten wilrden, erachtete den
Handlungsbedarf in der Landwirtschaft zur Reduktion der Gewasserbelastung jedoch
als gegeben. Er verwies in diesem Zusammenhang auf in Angriff genommene
Massnahmen, wie die im  Berichtsjahr  beschlossene  Aufrustung  der
Abwasserreinigungsanlagen oder die in Erflllung eines Postulats zu prufende
Lancierung eines Aktionsplans zur nachhaltigen Verwendung von Pflanzenschutzmitteln.
Die Studie der Eawag fiel zusammen mit der umstrittenen Umsetzung der
Gewasserschutzverordnung, bei der die Interessen des  Natur- und
Hochwasserschutzes und  diejenigen der Landwirtschaft bereits heftig
aufeinanderprallten. Die Tribune de Genéve fasste die laufenden Bestrebungen und
Erkenntnisse im Gewasserschutz treffend folgendermassen zusammen: "Le sauvetage
des riviéres suisses ne sera pas un long fleuve tranquille.” *

Der Ton zwischen Pro Natura und den Bauern verscharfte sich im Sommer 2016, als die
Naturschutzorganisation Ende Mai eine Plakatkampagne startete, in der sie die
Landwirtschaft fiir die Pestizidbelastung in den Gewassern verantwortlich machte.
Der Schweizer Bauernverband (SBV) filhlte sich von dieser Kampagne zu Unrecht
angegriffen. Die Branche habe in den letzten Jahren grosse Anstrengungen
unternommen, um die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln zu optimieren,
verteidigte sich der Verband in einer Medienmitteilung. Der konfrontative Kurs von Pro
Natura sei unverstandlich; das Gesprach zu suchen ware zielfihrender. Pro Natura
wiederum liess verlauten, dass ein zielfiUhrender Dialog mit den Bauern Uber den
Einsatz von Pestiziden nicht moglich sei, da die Landwirte aus dem Einsatz von
Pestiziden resultierende Probleme negieren wirden. In die Hand spielte der
Naturschutzorganisation ein kurz darauf vom BAFU veroffentlichter Bericht, der die
Landwirtschaft als primare Quelle von Mikroverunreinigungen durch diffuse Eintrage
identifizierte und Verunreinigungen durch den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln flr
die Wasserlebewesen als am problematischsten erachtete. Den Zeitpunkt zur
Lancierung ihrer Kampagne hatte Pro Natura nicht zufallig gewahlt, sondern bewusst
um den Termin gelegt, an dem der Aktionsplan zur Risikoreduktion und nachhaltigen
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in die Vernehmlassung gelangte. Es gelte, den
Druck aus der Offentlichkeit aufrecht zu erhalten, bestatigte der Sprecher der
Organisation. Ansonsten bestehe die Gefahr, dass Interessenvertreter aus
Landwirtschaft und Chemieindustrie den Aktionsplan entscharfen wirden.
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BERNADETTE FLUCKIGER

Bereits Ende 2015 hatte Pro Natura die Bauern in einer Medienmitteilung angeklagt,
sich nicht um die Umwelt zu scheren. Ferner habe sich der Bauernverband im Aufruf
zur Demonstration gegen die vorgesehenen Budgetkirzungen vom November 2015
explizit gegen den Gewasserschutz ausgesprochen, lautete ein weiterer, zu jener Zeit
von Pro Natura erhobener Vorwurf. Auch diese Anschuldigungen wies der
Bauernverband damals zurtick. °

L'initiative populaire «Pour une eau potable propre et une alimentation saine - Pas de
subventions pour [|'utilisation de pesticides et I'utilisation d’antibiotiques a titre
prophylactique>» a abouti suite a la récolte de plus de 100'000 signatures. L'article
constitutionnel dédié a l'agriculture (art. 104 Cst) serait modifié afin que seules les
exploitations agricoles préservant la biodiversité, n'utilisant aucun pesticide ni
antibiotique préventif, nourrissant le bétail avec du fourrage produit sur place, puissent
recevoir les subventions fédérales. L'initiative a été portée par I'association «Sauberes
Wasser fur alle», afin de mettre fin aux pollutions des eaux dues a I'exploitation agricole
industrielle. D'aprés eux, la législation relative aux pesticides n'est pas respectée.
L'importation de grandes quantités de fourrage a I'étranger entraine un excédent de
fumure responsable de I'acidification et de la surfertilisation des eaux, des marais et
des foréts. Des résidus antibiotiques finissent dans le cycle de I'eau en raison de |'usage
d'antibiotique pour prévenir les maladies de bétail. En conséquence, les sols sont
pollués avec de nombreuses substances qui altérent la qualité des eaux et de l'eau
potable, et la biodiversité en péatit. L'Union suisse des paysans (USP) désapprouve I'idée
de renoncer totalement aux pesticides dans I'agriculture, alors qu'elle s'engage pour
réduire leur utilisation. La faitiere souligne le risque de baisse des rendements et de ne
plus, par conséquent, pouvoir approvisionner en continu l'industrie alimentaire
suisse.

Le Conseil national a débattu plus de neuf heures sur les initiatives populaires «Pour
une Suisse sans pesticides de synthése» et «Pour une eau potable propre et une
alimentation saine». S'agissant de la seconde initiative, la question d'un contre-projet
divise les partis. Le PDC, I'UDC et le PBD invitent a rejeter l'initiative, sans contre-
projet. D'apres le président de I'Union suisse des paysans (USP), Markus Ritter (pdc, SG),
|'agriculture ferait de grands progres. Il ne faudrait pas «mettre des batons dans les
roues des paysans». Quelques membres du groupe PLR, la gauche et les Vert'libéraux
plaident pour un renvoi en commission afin qu'elle élabore un contre-projet indirect.
Selon eux, il est nécessaire d'agir car le plan «phytosanitaires» n'est pas contraignant.
Toutefois, la majorité des libéraux-radicaux ne veut pas de contre-projet. Selon Olivier
Feller (plr,VD), membre de la CER-CN, I'acceptation de Il'initiative pourrait provoquer
une baisse de la production agricole, et par conséquent, une hausse des prix, des
importations et du tourisme d'achat. Pour le conseiller fédéral Guy Parmelin, les
contre-projets n'apporteraient aucune plus-value par rapport & I'action
gouvernementale. L'initiative serait trop excessive et difficile a mettre en ceuvre.

Par 130 voix contre 58 et 5 abstentions, I'initiative a été rejetée au Conseil national. La
proposition de contre-projet direct de la minorité a été écartée par 116 voix contre 73
et 4 abstentions. Le renvoi en commission pour [|'élaboration d'un contre-projet
indirect a été refusé par 111 voix contre 78 et 4 abstentions.’

Lange Zeit galt das Trinkwasser in der Schweiz als sicher und sauber. Man riihmte sich
sogar, das beste Trinkwasser der Welt zu haben. Mit den Debatten um die beiden
Volksinitiativen «FUur sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung» und «Fur eine
Schweiz ohne synthetische Pestizide» sowie der medialen Berichterstattung Uber
Abbauprodukte von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser bekam dieses Image jedoch
Risse.

Als die EU im Fruhling 2019 beschloss, den in Pflanzenschutzmitteln oft verwendeten
Wirkstoff Chlorothalonil zu verbieten, nachdem er als moglicherweise krebserregend
eingestuft worden war, zogen kurze Zeit spater auch die Schweizer Behérden nach und
kiindigten ein Anwendungsverbot dieses Stoffes auf den 1. Januar 2020 an. Mit dieser
neuen Einschatzung anderte sich auch automatisch der Grenzwert fur diesen Stoff auf
0.1 Mikrogramm pro Liter. Nach dieser Verscharfung des Grenzwertes wurden in
mehreren Gemeinden im Mittelland die Grenzwerte Uberschreitende Mengen von
Chlorothalonil ~im  Trinkwasser gefunden. Entsprechend wurden einzelne
Trinkwasserfassungen vom Netz genommen.
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2019
BERNADETTE FLUCKIGER

Die Debatte richtig entfacht hatte schliesslich ein Bericht der Nationalen
Grundwasserbeobachtung NAQUA, welchen das BAFU Mitte August 2019 publizierte. In
diesem Bericht wurde die Entwicklung des Grundwasserzustands zwischen den Jahren
2007 und 2016 anhand von Messungen an 600 Stellen in der Schweiz aufgezeigt. Der
Bericht zeigte, dass vor allem Nitrat und Rucksténde von Pflanzenschutzmitteln die
Grundwasserqualitat beeintrachtigten. Als Hauptquelle flr die grossflachige Belastung
des Grundwassers mit diesen Stoffen bezeichnete das BAFU die intensive
Landwirtschaft. Das BAFU forderte in der Folge, dass das Grundwasser konsequenter
geschutzt werden musse, damit der Druck auf das Trinkwasser nicht weiter zunehme
und die Verunreinigungen abnédhmen. Konkret mussten die Stoffeintrage aus der
Agrarwirtschaft sowie der Siedlungsentwasserung (Mikroverunreinigungen) und der
Altlasten (v.a. Kohlenwasserstoffe) zwingend sinken, zumal sich die Effekte der
Massnahmen erst nach einer gewissen Zeit zeigten.

Fur die Medien war dieser Bericht Anlass flUr eine breite und kontroverse
Berichterstattung. Zum einen war die Berichterstattung von einer gewissen Sorge um
die Qualitat und Sicherheit des Grund- und Trinkwassers gepréagt und es wurde
detailliert Uber einzelne Messungen in den Kantonen und in einzelnen Gemeinden
berichtet. Zum anderen wurde auch Uber die Urheber der Stoffeintrage diskutiert,
wobei insbesondere die Rolle der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen Faktoren
diskutiert wurde. Die politischen Auswirkungen der BAFU-Studie wurden ebenso
erortert. So wurde beispielsweise gemutmasst, ob das BAFU den Bericht absichtlich zu
einem Zeitpunkt verdffentlicht habe, an welchem Nationalrat und Standerat Uber
mogliche Gegenvorschlége zu den beiden Trinkwasser/Pestizid-Initiativen diskutierten
und ob das Bundesamt somit dem Anliegen der Initianten mehr Schub verleihen
mochte. Die Weltwoche vertrat sogar den Standpunkt, dass bei genauerer Betrachtung
der Zahlen eine Verbesserung der Messwerte festgestellt werden kdénne; der
Uberwiegende Teil der Grundwasservorkommen sei in einem sehr guten Zustand.
Zudem seien diejenigen Probleme, die vorhanden seien, nicht primar auf die
Landwirtschaft zurtckzufihren, sondern vielmehr auf das Bevolkerungswachstum und
die dichte Besiedlung der Schweiz. Bauernverbandsprasident und Nationalrat Markus
Ritter (cvp, SG) wehrte sich seinerseits in einen Interview mit der NZZ gegen den
«politisch gefarbten Alarmismus» des BAFU und gegen die Vorwurfe an die Bauern.
Letztere hielten sich bereits heute an die Gesetze und wirden nur die erlaubte Menge
an Pflanzenschutzmitteln ausbringen. Der Bauernverband brachte sogar eine
Pressemitteilung zum BAFU-Bericht heraus und schob darin den schwarzen Peter den
Kantonen und den Betreibenden der Wasserfassungen zu, welche die
Grundwasserfassungen nicht bundesrechtskonform ausgeschieden hatten.
Landwirtschaftsminister Parmelin wiederum stellte kurz darauf das weitere Vorgehen
bei der Agrarpolitik nach 2022 (AP22+) vor, welche ein ganzes Massnahmenpaket zum
Trinkwasserschutz (z.B. Verbot von Pflanzenschutzmitteln mit erhéhten Umweltrisiken)
vorsah. Zudem soll gemass Bundesrat im Rahmen der AP22+ der Nitrat- und
Phosphoreintrag beim Dingen und Glllen bis 2025 um 10 Prozent sinken, bis 2030 um
20 Prozent. Fir Beat Jans (sp, BS) reichten die bundesrétlichen Vorschlage zur
Verbesserung der Grund- und Trinkwasserqualitat nicht. Er reichte in der Folge die
parlamentarische Initiative 19.430 ein, welche verlangt, mittels Anderung des
Gewasserschutzgesetzes den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die
Wasserqualitat stark beeintrachtigen. ®

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Jans (sp, BS), welche verlangt, mittels Anderung des Gewéasserschutzgesetzes
den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die Wasserqualitat stark
beeintrachtigen.

In der nationalratlichen Debatte argumentierte der Urheber der Initiative, dass zwar
Messungen in Fliessgewassern gemacht wirden und festgestellt werde, dass
Pestizidwirkstoffe die Gewéasserorganismen nachhaltig schadigen. Leider hatten diese
Messungen aber zu wenig Folgen, so Jans. Die Pestizide wirden nicht aus dem Verkehr
gezogen, sondern die Trinkwasserquellen geschlossen. Die Mehrheit der UREK-NR wolle
warten, bis die Agrarpolitik 22+ des Bundesrates wirksam wdrde; fur Jans dauerte das
aber zu lange, zudem sei auch noch nicht klar, ob Gberhaupt und welche Massnahmen
im Rahmen der Agrarpolitik 22+ vorgeschlagen wirden.

Bastian Girod (gp, ZH) erklérte in der Ratsdebatte die Trinkwasserqualitat fir akut
gefahrdet. Er verwies auf ein Faktenblatt der EAWAG, welches festhalte, dass die darin
gesetzten Ziele (zum Beispiel im Aktionsplan Pflanzenschutzmittel) die gesetzlichen
Anforderungen noch nicht erfillen wirden. Flr Girod war der richtige Zeitpunkt zu
handeln nun eingetroffen, zumal der Bundesrat den beiden Trinkwasser- resp.
Pestizidinitiativen keinen Gegenvorschlag entgegenstellen wolle.
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Fur die SVP-Fraktion sprach Pierre-André Page (svp, FR) ein Loblied auf die Schweizer
Landwirtschaft. Diese mache heute schon viel gegen den Missbrauch mit
Pflanzenschutzmitteln. Zudem kdénne sie aufgrund der vielen Restriktionen bald nicht
mehr genug produzieren und dann mussten Nahrungsmittel importiert werden, wobei
der Konsument nicht wisse, unter welchen Bedingungen diese produziert wirden.
Anders als zuvor in der UREK-NR fand die Initiative im neu zusammengesetzten
Nationalrat mit 155 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Mehrheit. Samtliche
Mitglieder der SVP, sowie einige Mitglieder der FDP und CVP stimmten gegen die
Initiative.

In den Medien nahm Markus Ritter (cvp, SG), Nationalrat und Président des
Schweizerischen Bauernverbandes, Stellung und argumentierte, dass das kirzlich
erlassene Anwendungsverbot des Fungizids Chlorothalonil zeige, dass das
Zulassungssystem fur Pestizide funktioniere. Paul Sicher, Sprecher des Schweizerischen
Vereins des Gas- und Wasserfachs, widersprach dieser Aussage, indem er eine
sofortige generelle Verscharfung der Zulassungen flur Pestizide, ein Verbot fur
besonders giftige Mittel und Einschrénkungen bei deren Einsatz, zum Beispiel fur
Private, forderte. ?

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Landwirtschaft

In der Debatte um die Pestizidinitiative und die Trinkwasserinitiative machte sich der
Bauernverband im Juni 2019 im Nationalrat fir eine Ablehnung sowohl der beiden
Initiativen als auch eines moglichen indirekten Gegenvorschlags stark. SBV-Prasident
Markus Ritter (cvp, SG) sprach sich gegenliber den Medien gegen die Anliegen aus, da er
die Empfehlungen im «Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» des Bundes fur ausreichend
hielt und eine Annahme der Initiativen die Bauerinnen und Bauern unnétig unter Druck
setzen wulrde. Stattdessen sprach sich Ritter fur den freiwilligen Verzicht aus: Es
genlige, wenn man der Branche aufzeige, dass der sparsamere Einsatz von Pestiziden
nicht nur dkologischer, sondern auch gunstiger sei. Nicht nur Président Ritter, auch
Verbandsdirektor Jacques Bourgeois (fdp, FR) = welcher per Mérz 2020 von diesem Amt
zurlickzutreten plante - setzte sich flr eine Ablehnung der Initiativen ein, indem er im
Nationalrat argumentierte, die von den Initiativen geforderten Verbote wirden derart
viele Unsicherheiten verursachen, dass letztlich der Aktionsplan des Bundes, an
welchem sich die Landwirtschaft orientiere, nur ungentigend umgesetzt werden kénne.
Der Tages-Anzeiger kommentierte die Bekenntnisse des Verbandes als zu lasch: Ritter
spiele hier mit «maximalem Einsatz», wenn er sich - wie auch Bundesrat Guy Parmelin
- auf den <«Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» berufe, denn dieser sei nicht
verpflichtend, obwohl die Initiativen eben genau eine Verpflichtung forderten. Sie
riskierten damit gemass Tages-Anzeiger, dass das Volk die beiden Initiativen annehme -
was die Landwirtschaftsbranche «unnétig hart treffen» oder gar «umpfligen» wiirde. ©
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